
Beglaubigte Abschdft

Az.'. 37 C 156/15

In dem Rechtsstreit

Amtsgericht Potsdam

lm Namen des Volkes

Urteil

20 Nov. Z0t5

Prozessbevollmächtigte:
Rechbanwälte Rasch, An der Alster 6, 20099 Hamburg

gegen

- Beklagte -

't.

hat das Amtsgericht Potsdam durch die Ridrterin am Amtsgericht I"W Grund der

mündlidren Verhandlung vom 08.10.2015 für Recht erkannt:

Die Beklagte wird verurteilt an die Klägedn 3.69,60 € nebst Zinsen in Höhe von ftinf

ProzenpunKen über dem joreiligen Basiszinssak seit dem 8.1.2015 sowie weitere

Kosten in Höhe von 1,35 € zu zahlen.

Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreib zu tragen.

Das Urteil ist für die Klägedn gegen Sicheüeitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils zu

2.

3.

Prozessbevoll mächtigter:



37 C 156/15 - Seite 2 -

vollstreckenden Betrags vorläufig vollstr€ckbar.

4. Der Streitwert wird auf 3.692,60 € teslgesetzl.

Tatbestand

Die Klägerin macht SchadensersaE im Wege der Lizenzanalogie und Erstattung von

Abmahnkosten gegen die Beklagle wegen einer angeblichen UrhebenedrtsverleEung durch sog.

filesharing gelt€nd.

Zum Zwe*, der Verfolgung widenechticher Veroffenüichungen von geschützten Werken im

Intemet hat die Klägerin den Sicherheitsdiensteister proMedia Gesellschafr zum SchuE geistigen

Eigentums mbH (pro Media GmbH) mit der Feststellung von VerleEungen ihrer

LeistungsschuErechte durch unauthorisierle Intemehngebote beauftragt. Dis Firma proMedia

GmbH teilte der Klägerin mit, sie habo ermittelt, dass am 31.3.2011 um 17.4it Uhr über die

p-nolpslund am 2.4.201 1 um 3.33 uhr über die lP-Adresse I das

Musikalbum der Künstlergruppe,f" mit den Musikauhahmen 1.I
2 

-3. 
-, 

4. 

-' 

5.16. I 7.r, 8.

-e.Ilo.-11-l2.Ers.

I14. 

- 

is. 

-16. 

Iim Inremeröffenüich

zugänglich gemacht worden sei.

Auf Antrag der Kfägerin gestattote das Landgericht Köln mit Beschluss vom 2.5.2011 - 224 O

11U11 - der Deutschen Telekom AG, der Klägerin unter Vemendung von Verkehrsdaten im

Sinne des S 3 Nr. 30 TKG Auskunft über den Namen und die Anschrift derjenigen Nutrer zu

erteilen, denen die vorgenannten lP-Adressen zu den jeweiligen ZeitpunKen zugewiesen waren

(Anlage K 3, Bl.42t d. A. i. V. m. Anlage K 2, 81.37 f d. A.).

Die Deutsche Telekom AG teifte mil, dass die zugewiesene Benuterkennung

laute und Inhaber der Kennung die 'l & 'l Intemet

& 1 Intemet AG teilte der Klägerin mit, dass Inhaber der BenuEerkennung

Mit anwalüichem Schreiben vom 5.7.2011 ließ

Br. 48 f d. A.).

die Beklagte sei.

die Klägerin den Beklagten abmahnen (Anlage K 5,
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Die Beklagte hat ihren wLAN-Anschluss durch wPA2-Verschlüsselung und mit einem aus 20

Zeichen bestehenden Passwort, das in periodischen Abständen neu gene.iert wird, gesichert.

Der Zugang auf die Benutzeroberfläche des wlAN-Routers ist mit einem Kennwort geschützt,

das nur die Beklagte kennt.

Die Klägerin behauptet, ihr shinden die ausschließtichen Verwertungsrechte der

Tonträgerhersleller im Sinne der S$ 16, 17, 19a UhIG an den auf dem

verfahrensgegenständlichen Musikalbum en&altenen Musikaufnahmen ftir das Gebiet der

Bundesrepublik Deutschland zu. Sie sei nicht nu. auf dem CD-Einleger des

streitgegenständlichen Albums im (P) und (c) - Vermerk als exklusive Lizenznehmenn

bezeichnet - wobei die ein unselbständiger

Geschäftsbereich der Klägerin ohne eigene Recfttspersönlichkeit sei - (Anlage K 9, 81.67 d. A.),

sondem sei auch in der Katralogdatenbank 
"Media-caf der phonomet GmbH als Inhaberin oer

Auswertungsrechte ausgewiesen (Antage K 14, Bl. 113 d. A.). lm wege der Lizenzanalogie könne

sie einen Mindestschaden von 200,- € je Musiktitel beanspruchen, so dass 2.500,- € fijr
insgesamt 16 Titel jedenfalls angemessen seien. wegen des weiteren Vortrags der Klägerin zur

Höhe des geltend gemachten Schadens wird auf die Anspruchsbegnindung vom .|9.6.2015 (S.

17 ff, Al26 tt d. A.) Bezug genommen.

Die Klägerin beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie einen 3.692,60 € nebst Zinsen in Höhe von 5

ProzentpunKen über dem BasiszinssaE seit Rechtshängigkeit (8.,t.201b) sowie weitere

Kosten in Höhe von '1,35 € zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie bestreitet die AKivlegitimation der Klägerin. Sie habe das Musikalbum weder heruntergeladen

noch anderen Intemelnutzem zum Herunterladen zur Vefügung gestellt. sie sei 60 Jahre alt,

ven ritwet, Spätaussiedlerin und spreche nur gebrodren deutsch. Sie wohne in einem

Mehrfamilienhaus mil 'l 1 Wohnungen. Das streitgegenständliche Musikwerk sei ihr nicht bekannt.

Daöietungen der Künstlergrupo" ! s"rtö(en nicht ansaEweise zu ihrem Musikrepertoire

und auch nicht zu dem Tonträgerkreis, der sie anspreche. Um 3.33 Uhr schlafe sie gewöhnlicher

Weise. Mit den von der Klägerin genannten technischen Mitteln könne die

feststellen, dass die Beklagte in Peßon die angeblichen Urheberecfitsverstöße begangen habe.
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Sie könne die Angaben der Klägerin zu den t€chnischen Vorgängen nur bestreiten. lhr Computer

und ihr Intemetanschluss seien nicht in der Form programmierl oder programmieöar, dass in

ihrer Abwesenheit oder wähtend ihres Schlaß ein Urhebenechtsverstoß hätte b€gangen werden

können. Während der Nacht sei ihr Computer ausgeschaltet gewesen. Sie schalte den Computer

immer nur filr eine konkete Nutung ein und schalte ihn nach der Nuaung wieder ab. Sie

bestreite die Schadenshöhe sowie dass die l(ägerin angebliche Rechtsanwaltskosten in Höhe

von 1.192,60 € bezahlt habe. lm Übrigen erschienen die geforderlen Rechtsanwaltsgebühren

übersetzt.

Entscheidungsgründe

Die zulässige Klage ist begründet. Die Klägerin hat gegen die Beklagte einen Anspruch auf

Zahlung von SchadensersaE gemäß $ 97 Abs. 2 in Höhe von 2.500,- € und auf Erstattung der

Abmahnkosten gemäß $ 97 a Abs. 1 S. 2 UrhG a. F in Höhe von 1.192,60 €.

Die Klägerin ist ahiv legitimiert. Die Klägerin ist in der PhononelDatenbank unter dem

slreitgegenständlichen Album in der Rubrik Vertrieb aufgettihrt. Dies stelh ein erhebliches lndiz für

die Inhaberschafl der Tonträgerherstellenechte dar. Die Beklagte hat keine Anhaltspunkte dafür

vorgetragen, die diese Indiarvirkung entkräften könnten. Ein einfaches Bestreiten genügt in

diesem Zusammenhang nicht (vgl. Pressemitteilung des Bundesgerichtshofs vom 11.6.2015, Nr.

92120'15, zum noch nicht ve,öffentlichten Urteil lZR7l14l.

Das slreitgegenständliche Musikalbum ist a eimal über den Intemetanschluss der Beklagten in

sogenannte. Inlernettauschbörsen den Tauschbörsenteilnehmem zum Herunterladen angeboten

und öffentlich zugänglich gemacht worden ($ 19 a UrhG).

Soweit die Beklagte meint, die proMed:a GmbH körne mit den von der Klägerin genannten

technischen Mitteln nicht feststellen, dass die Beklagrte in Person die angeblichen

Urheberrechtsverstöße begangen habe, ist dies unerheblich, da die Klägerin dies nicht behauptet.

Vielmehr hat die Klägerin lediglich vorgetragen, dass die proMedia die lP-Adressen ermittelt hat,

die dem Intemetanschluss zugeordnet waren, als die streitgegenständlichen RechtsverleEungen

begangen wurden. Sofem die Beklagte mit dem Bestreiten der klägerischen Angaben zu den

technischen Vorgängen die Zuvedässigkeit der Ermittlungen anzweifeln will, steht fest, dass das
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Anbieten des Musikalbums innerhalb von nur drei ragen unter zwei verschiedenen von der

Klägerin ermiftelten dynamischen lp-Adressen jeweils dersetben zuvor unbekannren

Anschlussinhaberin zugeordnet wurde. Dass es kurz nachelnander zweimal zu Fehlem bei cler

Erfassung und Zuordnung gekommen sein könnte, liegt so fem, dass zweifel an der Richligkeat

der Anschlussidenttfirerung gemäß $ 286 Zpo sctweigen (vgl, oLG Köln, urteil vom 16.s.2012.

l€ U 239/1 1, 6 U 23Sn 1, Rn. 4, zitiert nach juris).

Die den dynamischen lP-Ad.essen zugeordneten NuEerdaten unterliegen auch keinem

Beweisverwertungsverbot. soweit die Deubche Telekom AG eine Auskunt über die oen

streitgegenständlichen lP-Adressen zuzuordnenden Benukerkennungen erteilt hat, erfolgte dies

im Rahmen des richterlichen Gestattungsbeschlusses. Die mitgeteilte BenuEe*ennung ließ

jedoch für die Klägerin noch nicht erkennen, dass sich die Beklagte hinter dieser verbarg, da die

Beklagte ihren vertrag über den zugang zum Intemet mit einem nicht mit dem

Intemet-Access-Provider (NeEbetreiber) identischen Reseller (1 & 1- Intemet AG) abgeschlossen

hat.

Für einen solctren Fall wird vereinzelt von der Rechtsprechung vedangt, dass auch hinsichfich

des Auskunftsanspruchs gegen den Reseller das richterlache Gestattungsverfahren

durchzuführen sei; wenn dies nicht *folgt sei, greife ein Beweisvenvertungsveöot ein (AG

Koblenz, urteil vom 9.1.2015, 411 c 2s0114, zitiert nach juris; AG Augsburg, urteil vom 22.6.201s,

16 c 3030/14, zitiert nach juris; AG Rostock, urteil vom 7.8.201s,48 c 11lls, zitiert nach juris:

LG Frankenthal, Urteil vom 11.8.2015, 6 O S5/15, BeckRS 2015, 14278).

Dem kann nicht gefolgt werden. Der in S 101 Abs. 9 uhrG vorgesehene Richtervoöehalt gilt ftir

Auskünffe, die nur unter Venrendung von Ve*ehrsdaten im sinne des g 3 Nr. 30 TKG erteilt

werden können. Zwar handelt es sich bei den Namen und Anschriften der NuEer, denen

lP-Adressen zu bestimmten zeitpunkten zugewiesen waren, um Daten, die tir die gegnindung

eines Vertragsverhältnisses über Telekommunikationsdienste erhoben werden und damit um

Bestandsdaten. wenn aber die Auskunft nur ertüllt werden kann, indem eine Verknüpfung der

gespeicherten dynamischen lP-Adressen und der hiezu gespeicherten verkehrsdaten mit den

gespeicherten Bestandsdaten erfolg, geht die henschende Meinung in der Rechtsprechung und

Lileratur davon aus, dass es sich bei den der Auskunfl zugrunde liegenden Daten um

Verkehßdate. im Sinne des S 3 Nr. 30 TKG handett (OLG Hamburg NJOZ 2010, 't222m.w.N.;

BGH NJW 2012, 2958 Rn. 39; Czychowski in FrommNordemann, Urhebenecht, i 1. Aufl., $ 101

Rn. 67 m. w. N.).

lm vorliegenden Fall bedeutet dies, dass nur die Auskunfi der Deutschen Telekom AG als
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Netrbetreiber dem Richtervoöehalt unteiiegt, weil nur dieser Auskunff eine Verknüpfung der

vorhandenen Verkehrsdaten mit den vorhandenen Bestandsdaten zugrunde liegt, Die I & 1-

Intemet AG als Reseller hat bei ihrer Auskunfrserteilung keine Verkehrsdat€n mit Bestiandsdaten

verknüpft, da sie selbst üb€r keine Ve*ehrsdaten verfügt Sie hat eine schlichte Auskunfl über

Bestandsdaten erteilt, indem sie lediglich die hinter d6r BenuEerkennung

stehende Beklagte otfenbart hat. Soweit postuliert

wird, der Reseller könne die ldentität des Ansctlussinhabers nur anhand der BenuEerkennung

sor rie unter Venrendung von Dahrm und Uhrzeit der Verbindung {also mitteb Verkehrsdaten)

feststellen (so Zimmermann, Die unbeachtete Zweistufigkeit von Providerauskünften in

Filesharingfällen, K & R 2015, 73, 74), ist dies nicht nachvolllehbar. lm vorliegenden Fall ist den

unter verschiedenen dynamischen lP-Adressen begangenen Rechtsverstößen am 31.3.201 1 und

am 2.4.2011 jeweils dieselbe BenuEerkennung

der Deutscien Telekom AG zugeordnet und zum Gegenstand ihrer Auskunft gemacht worden.

Es handelt sich somit um eine siatiscte Benutr€rkennung. Eine solche wird unabhängig von der

Frage tatsächlich zustande gekommener Verbindungen vorgehalten. Die Zuodnung einer

statischen BenuEerkennung zum NuEer ist losgelöst von einem Kommunikationsvorgang und

damil verfassungsrechtlich unbedenklich und nichl vom Richtervorhalt des S 101 Abs. 9 Uh€

erfasst (vgl. zu dem vergleichbaren Fall einer statischen lP-Adresse LG München l, Beschluss

vom 24.5.201 1, 21 O 9065/1 I, BeokRS 201 1, 1482)).

Soweit das Amtsgericht Koblenz eine Umg€hung des Richtervorbehalts erkennt, wenn im

Einzelfall keine richterliche Prüfung der Datenherausgabe im jeweiligen individuellen

Vertragsveöältris stattfindet (AG Koblenz a. a. O.), kann dem nicht beigepflichtet werden. Sinn

der geseelichen Regelung des S 101 Abs. I UrhG ist nicht, das Gestattungsverfahren mit Blick

auf die sich nach Auskunfiserteilung herausstellende Beteiligung eines Resellers zu wiederholen,

obwohl die VorausseEungen einer Gestatlung von der Person des Auskunftspflichtigen

unabhängig bereits gepüft und bejahl worden ist, zumal die Tatsache, dass die Beklagte wegen

dsr Zwischenschalfung €ines Resellers bei der Deutschen Telekom als pseudonomisierter

BenuLer auftritt, allein aus ihier Vertragssphäre henührt, während es sich aus Sicht des

Vetlet ten als eine zufällige Aufsplittung der einzuholenden Bestjandsdaten dastelll Es ist nicht

esichtlich, wieso diese von der Beklagten gelvählte vertragliche Konstruktion eines besonderen

SchuEes durch ein zweifach gestuftes richterliches Gestattungsverfahren bedarf und inwiefem

bei einem gegenüber dem Reseller durchgeführten Gestattungsverfahren unter Berücksichtigung

des $ 101 Abs. 2 Nr. 3 UrhG das individuelle Ve.tragsverhältnis des Resellers mit der Beklagten

Relevanz erlangen soll.
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Oie Beklagte ist auch verantworüich firr die von ihrem htemetanschruss aus begangenen
Rechtsverre'ungen. wrd ein geschütztes werk der öffenflichkeit von einer rp-Adresse
zugänglich gemacht, die zum fragrichen zeitpunh einer bestimmten person zugeteirt ist, spdcht
eine tatsächliche vermutung daftir, dass diese Person ftlr die RechtsverleEung verantworlich ist
(BGH, Urteil vom 12.5.2010, IZR j21tOB,Rn. i2, zitiert nach ju.is).

Andere Perconen kommen nach dem voftrag der Bekragten ars Täter nicht in Betracht. Die
Beklagte hat ausgeschrossen, dass andere personen Zugrifi auf ihren IntemeEugang haben.

Die von der Beklagten nur pauschar bestdftene Höhe des schadens, die die Krägerin im wege
der Lizenzanalogie gertend macht, ist nicht zu beanstanden. Ein Erstattungsbetrag von 200,- €je
Musiktitel wird von der Rechtsprechung regermäßig ars angemessen angesehen (oLG Hamburg,
Urteil vom 15.7.2014,11 U .l j5i 13, Rn. 69, zitiert nach juris; OLG Köln MMR 2014; OLG Frankturt
zuv 2014,970; zuletzt auch BGH I zR 7114, nol*. nrcht veröffendicht, siehe pressemitteilung vom
11.6.2015' Nr. 92201s), ist aber hier auch unter Benicksichtigung der von der Krägenn
vorgetragenen erheblichen Herstellungs-, Vertriebs- und Vermarktungskosten und unter
Benicksichtigung des vorgetragenen Erfolgs des streitgegenständlichen Musikalbums (fünf Mal
Platin im Jahr 2010) und der umsarzeinbußen durch firesharing konkret ars angemessen
anzusenen.

Die Klägerin hat gegen die Beldagten auch einen Anspruch auf Erstattung der Abmahnkosten
gemäß g 97 a Abs. 1 s. 2 urhc a. F. in Höhe von 1.192,60 €. Der mangers vortrages d€r Krägerin

zu einer Zahlung der Anwaltskosten gemäß g 257 BGB grundsälzlich nur bestehende

Freistellungsanspruch hat sich gemäß S 281 Abs. 1 s. ,l BGB in einen schadensersatzanspruch

veMandelt, nachdem die Beklagte auf die vorprozessuale Abmahnung der Klägerin mit
anwaltlichem schreiben vom 19.7.2011 (Anrage K 6, Br. ss f d. A.) einen

Kostenerstattungsanspruch etwaig entstandener Rechtsverfolgungskosten zurückweisen ließ

(vgl. hiezu oLG Hamm, urteit vom 29.'10.2012, 4 u 1u112, Rn. 73 ff, zitiert nach juris). Der

zugrunde gelegte Gegenstandswerl von 40.000,- € ist nicht zu beanstanden (vgl. beispielsweise

LG Köln MMR 2010, 559).

Die Kosten der schufa-Auskunft in Höhe von 1,3s € und der znsanspruch sind gemäß ss 280,

286,288 BGB begnindet.
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Die Nebenentscheidungen beruhan auf $$ 91, 709 ZPO.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen dis Entscheidung kann das R€chtsmitt€l der B€rufung eingslsgt werden. oie Berufung ist nur

zulässig, wenn d6r wert des Beschiv€rdeg€genstands 600 Euro übersteigt oder d3s Getict{ des erslen

R€cütszwes die Berufung im Urt€il zug€hss€n hat.

Die Berufung lst binnen einer Notftist von slnem Honat bei dem

Landgericht Pobdam
Jägerallee 1G12
14469 Potsdam

eirzulegen.

Die Frist b€ginnt mit der Zuslellring der vdlständiien Enbcheidung, spätestens mit Ablauf von lfinf Monaten

nadl dor Ve*ündung der Entscheidung.

Die Berufung muss mit ScfiriftsaE dunü sin€ Rechtsanwällin odsr einen Rechtsanwalt eingelegt w€rd€n. Die

Berufungsschritt muss die Bezeichnung der angefochbnen Entrscheidung und die Erklärung enthallen, dass
3enrfu ng eingelegt werde.

Die B€rufung muss binnen avei Monaten mit Anwaltsschriftsats begründst r erdan. Auch di€se Frist beginnt

mit d€r Zustollung d€r vollständig n Entscheidung.

Geg6n die Entscfieidung, mit der der Streitwert fgstg€setrt worden ist, kann Boschwerde €ingelegt werden,

weßn dsr werl d€s Beschwsrdeg€genstands 2@ Euro übg6teig{ odsr das Gericht dis Seschwerde
zugelass€n hat.

Die B€schwerde ist binnen s€ch3 itonaten bei dem

Amtsgericht Potsdam
Hegelallo€ I
14467 Potsdam

sinzul€gen.

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskrafi de. Entscheidung in der Hauplsache oder dsr anderweitigen
Ededigung des Verfahrens. lst der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist
festgesetä worden, kann die Beschwsrde noch innerhalb eines Monats nach Zustgllung oder formloser
Mitteilung des FestseEungsbeschlusses eingelegt !,verden. lm Fall der tormlosen Mitteilüng gilt der
Besdtluss mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemachl.

Die Beschwerds ist schrifflich einalegen oder ürch Erklärung zu Protoko:l d€r Geschäflsst€lle des
genannten Gerictts. Sie kann audr vor der Geschäflsstells jod6 A$tsgerichts zu Proiokoll erldärt werden;
di€ Frist ist jedocfi nur gewahrl, wenn das Protokoll rechtz€itig bei dem oben genannten Gericht eingeht.
Eine anwätdiche Mitwirkrng ist nicht votgeschtieben.
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